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Sachgebiet 613 


Vorbiatt 


Dreizehnte Änderung des Zollgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Assoziationsabkommen im Rahmen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft führen laufend zu Änderungen des Zoll- 
gesetzes, die inhaltlich durch die Vertragstexte vorbestimmt 
sind. 

Das normale Gesetzgebungsverfahren ist zu schwerfällig, um die 
auf Grund von Entscheidungen der Europäischen Gemeinschaf- 
ten angezeigte Erhebung von Ausgleichszöllen durch Maßnah- 
men der nationalen Gesetzgebung so schnell in Kraft zu setzen, 
daß der Schutzzweck im Interesse der deutschen Wirtschaft 
rechtzeitig verwirklicht wird. 


B. Lösung 

Die in den §§21 und 77 des Zollgesetzes enthaltenen Ermächti- 
gungen zum Erlaß von Durchführungsverordnungen zu den 
einzelnen Assoziationsabkommen werden verallgemeinert, so 
daß künftige Änderungen des Zollgesetzes entbehrlich werden. 
Durch Erweiterung der Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen soll die Bundesregierung in die Lage versetzt wer- 
den, Ausgleichungszölle zur Überbrückung kurzfristig einzu- 
führen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes 

— Drucksache Vl/1440 — 


A. Bericht des Abgeordneten Krammig 


Der Gesetzentwurf wurde in der 84. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 9. Dezember 1970 dem 
Finanzausschuß und mitberatend dem Ausschuß für 
Wirtschaft überwiesen. Die Ausschüsse haben über 
die Vorlage am 21. Januar 1971 beraten. 

Der Finanzausschuß empfiehlt in Übereinstim- 
mung mit dem Ausschuß für Wirtschaft die Annahme 
des der Vereinfachung des Zollgesetzes und der 
schnelleren Reaktion auf Beschlüsse der Euro- 
päischen Gemeinschaften dienenden Vorlage. 

Die Ermächtigung der Bundesregierung, Über- 
brückungsmaßnahmen im Verordnungswege zu tref- 
fen, steht unter dem gesetzlichen Vorbehalt (§ 21 
Abs. 7 des Zollgesetzes), daß der Bundestag wäh- 
rend eines Zeitraums von vier Monaten die Auf- 
hebung der Verordnungen verlangen kann. Danach 
ist die parlamentarische Entscheidungsgewalt nicht 
beeinträchtigt. 


Bonn, den 22. Januar 1971 


Krammig 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1440 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 22. Januar 1971 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Krammig 

Berichterstatter 


2 



